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Bericht 

Über die Tagung der Beratenden Versammlung des Europarates 

vom 2. bis 6. Mai 1966 


Der erste Teil der 18. ordentlichen Sitzungsperiode 
der Beratenden Versammlung des Europarates be- 
gann mit der Wahl des Präsidiums; zum Präsidenten 
der Versammlung wurde der britische Labour- Abge- 
ordnete Sir Geoffrey de Freitas, zum deutschen 
Vizepräsidenten Abg. Prof, Dr, Wahl (CDU/CSU) ge- 
wählt. 

Die politische Debatte, der ein Bericht des briti- 
schen Labour-Abgeordneten Edelman zugrunde lag, 
beschäftige sich vor allem mit der Entwicklung in 
der EWG und mit der NATO-Krise; sie erhielt be- 
sonderes Gewicht durch die Rede des Generalsekre- 
tärs der Vereinten Nationen, U Thant, vor der Ver- 
sammlung, durch die Aussprache mit mehreren Ab- 
geordneten des amerikanischen Kongresses und 
durch die Teilnahme der Außenminister Großbritan- 
niens, Stewart, und Österreichs, Toncpic, sowie des 
französischen Staatssekretärs am Quay d'Orsay, de 
Broglie. Während U Thant vor den Folgen der Riva- 
lität zwischen politischen Ideologien und der wirt- 
schaftlichen Ungleichheit in der Welt warnte, kriti- 
sierte der amerikanische Kongreßabgeordnete 
Wayne L. Hays die französische NATO-Politik und 
versicherte, daß sich die Vereinigten Staaten nie- 
mals auf Kosten Deutschlands mit Rußland verstän- 
digen würden. Der britische Außenminister Stewart 
setzte sich für eine Einigung zwischen den beiden 
europäischen Wirtschaftsblöcken ein. Der französi- 
sche Staatssekretär de Broglie forderte die Stärkung 
der europäischen Einigkeit und gleichzeitig eine Ent- 
spannung der politischen Lage durch vermehrte Kon- 
takte mit dem Osten. 

Abg. Blachstein (SPD) hob in der politischen De- 
batte hervor, daß die europäisch-amerikanische Ver- 
bindung immer die Grundlage der deutschen Politik 
bilden werde und daß ein neuer europäischer Na- 
tionalismus sehr gefährlich werden könne; die 
NATO-Politik der französischen Regierung sei eine 
Belastung nicht nur für die Allianz, sondern auch für 
die deutsch-französische Freundschaft; er erklärte 
die deutsche Bereitschaft zu einer Normalisierung 
der Beziehungen zu den Ländern des Ostblocks. So 
sollte auch das geplante Gespräch zwischen Vertre- 
tern der SPD und der SED verstanden werden, das 
bestimmt zu keinen konkreten Ergebnissen führen 
werde, aber vielleicht dazu dienen könne, die Fron- 
ten etwas aufzulockern. 

Abg. Blumenfeld (CDU/CSU) ging näher auf die 
wirtschaftliche Zusammenarbeit in Europa ein; sie 


sei in der Praxis bereits vielfach den wirtschafts- 
politischen Verhandlungen vorausgeeilt und die Re- 
gierungen sollten den europäischen Unternehmun- 
gen die Arbeit erleichtern. Auch die Zusammen- 
arbeit mit der Wirtschaft der Vereinigten Staaten 
müsse bejaht werden, wenn auch gewisse Entwick- 
lungen in manchen Industriebereichen aufmerksam 
verfolgt werden sollten. Wirtschaftliche Ostkon- 
takte könnten weiter entwickelt werden unter der 
Voraussetzung, daß dabei der großen Differenz in 
beiden Wirtschaftssystemen Rechnung getragen 
werde; neue Verhandlungen zwischen der EWG 
einerseits und Großbritannien und der EFTA an- 
dererseits würden jederzeit begrüßt. 

Abg. Dr. Kliesing (CDU/CSU) begründete vor der 
Versammlung einen Änderungsantrag, der von Mit- 
gliedern der drei Bundestagsfraktionen zu der Emp- 
fehlung des politischen Ausschusses eingebracht 
wurde und in dem die Friedensnote der Bundes- 
regierung vom 25. März 1966 als wirksamer Beitrag 
zur friedlichen Entwicklung unseres Kontinents an- 
erkannt wird. Dr. Kliesing wies dabei auf die in der 
Note enthaltenen konkreten Vorschläge für die Ab- 
rüstung und die Rüstungskontrolle hin; die Tatsache, 
daß der Änderungsantrag von allen drei Fraktionen 
unterschrieben sei, beweise, daß die Note nicht nur 
als eine diplomatische Aktion, sondern als ein poli- 
tisches Bekenntnis aller deutscher Parteien, als 
echter Beitrag zur Entspannung und als weiterer 
Schritt auf die europäische Sicherheit hin betrachtet 
werden müsse. 

In der Wirtschaftsdebatte legte der Generalsekre- 
tär der OECD Kristensen einen schriftlichen und 
mündlichen Bericht seiner Organisation vor und 
regte neue Zollverhandlungen im Rahmen des 
GATT an, um bei einer weiteren Annäherung zwi- 
schen EWG und EFTA der befürchteten Diskriminie- 
rung der Entwicklungsländer zuvorzukommen. 

Abg. Corterier (SPD) machte auf die durchaus be- 
friedigenden wirtschaftlichen Fortschritte in den 
EWG-Ländern aufmerksam, die allerdings mit einer 
empfindlichen Steigerung der Verbraucherpreise 
verbunden seien, der nur durch eine gemeinsame 
Haushalts-, Kredit- und Geldpolitik aller Partner- 
länder begegnet werden könne. Er forderte zu einer 
schnellen Einigung der EWG und EFTA und zu 
neuer vertrauensvoller Zusammenarbeit nach der 
EWG-Krise auf, um den Erfolg der Kennedy-Runde 
sicherzustellen. 
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Auch Abg. Dr. Serres (CDU/CSU) wies auf die Be- 
deutung der Kennedy-Runde und einer baldigen 
Regelung des europäischen Agrarmarktes hin; im 
Zusammenhang damit bat er die französischen Kol- 
legen, darauf hinzuwirken, daß die Zollsenkungen in 
der EWG auf dem landwirtschaftlichen und gewerb- 
lichen Sektor gleichzeitig erfolgen könnten. 

Abg. Dr. Freiherr von Vittinghoff-Sdiell (CDU/ 
CSU) nannte es eines der entscheidenden Probleme 
unserer Zeit, den gigantischen Unterschied in der 
Besitzverteilung zwischen Industrie- und Entwick- 
lungsländern irgendwie auszugleichen; mit der 
Lieferung von landwirtschaftlichen Überschüssen in 
die Entwicklungsländer sei es nicht getan, diese 
müßten allmählich in den Stand gesetzt werden, sich 
selbst zu ernähren; im Augenblick sei es vordring- 
lich, die Europäer von ihrer politischen und morali- 
schen Verpflichtung zu schneller und direkter Hilfe 
zu überzeugen. 

Zum ersten Male fand während der Frühjahrs- 
tagung eine großangelegte Debatte über Wissen- 
schaftsprobleme statt, zu der Bundesminister Stol- 
tenberg, der französische Minister für Wissenschaft, 
M. Peyrefitte, der luxemburgische Unterrichtsmini- 
ster, M. Gregoire, sowie der Vizepräsident des 
ELDO-Rates, M. Patternotte de la Vaillee, erschie- 
nen waren. Minister Stoltenberg machte auf den 
Rückstand der europäischen Forschung gegenüber 
den Vereinigten Staaten und teilweise auch gegen- 
über Rußland aufmerksam; Staat und Wirtschaft 
müßten ihre Aufwendungen für die Forschung des- 
halb beträchtlich erhöhen; außerdem müsse aber 
auch die internationale Zusammenarbeit auf diesem 
Gebiet gefördert und gleichzeitig für eine rationelle 
Verwendung der aufgewandten Mittel und die Ko- 
ordinierung der nationalen Forschungsanstrengun- 
gen gesorgt werden. Auch das Problem des wissen- 
schaftlichen Nachwuchses könne durch internatio- 
nale Zusammenarbeit leichter gelöst werden. Mini- 
ster Stoltenberg berichtete gleichzeitig über die Er- 
gebnisse der ELDO-Ministerkonferenz, die zwar noch 
zu keinen endgültigen Beschlüssen gekommen sei, 
aber erwarten ließe, daß in Kürze eine endgültige 
und positive Entscheidung über die europäische 
Politik in der Weltraumforschung getroffen werden 
könne. Die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
Kernforschung könne dank der Tätigkeit von 
EURATOM als befriedigend bezeichnet werden. Ab- 
schließend berichtete Minister Stoltenberg über die 
Wissenschaftspolitik der Bundesregierung. 

Frau Abg. Dr. Maxsein (CDU/CSU) begrüßte es 
besonders, daß sich die Versammlungen des Europa- 
rates und der WEU seit kurzer Zeit nachdrücklich 
der Frage der europäischen Weltraumforschung an- 
genommen hätten, und sprach die Erwartung aus, 
daß auch die ELDO-Konferenz noch zu einem positi- 


ven Ergebnis führen werde, das sei geradezu ein 
Test auf das europäische Bewußtsein; wenn der 
Anschluß an die Weltraumforschung der Amerikaner 
und Russen verloren werde, so könne sich das sehr 
bald verhängnisvoll für Europa auswirken. Von 
einer Zusammenarbeit zwischen Europa und Ame- 
rika könnten Wissenschaftler und Techniker nur 
profitieren; hierfür sei allerdings eine der amerika- 
nischen NASA vergleichbare europäische Behörde 
Voraussetzung. Dem Europarat falle die Aufgabe zu, 
neue Wege zu suchen und parlamentarisch zu ver- 
treten, die der europäischen Wissenschaft und For- 
schung den ihr gemäßen Platz in der Welt sicherten. 

Abg. Kahn-Ackermann (SPD) machte auf die Ge- 
fahr aufmerksam, die darin bestehe, daß heute nur 
relativ reiche europäische Länder eine großzügige 
Forschungs- und Wissenschaftspolitik betreiben 
könnten; auch an die Universitäten der weniger be- 
güterten Länder müsse gedacht werden, und junge 
Wissenschaftler von dort sollten in unseren Insti- 
tuten und Laboratorien freizügige Aufnahme fin- 
den. Die sowohl vom Staat wie von der Wirtschaft 
zur Verfügung gestellten Mittel dürften nicht nur 
auf nationaler Ebene verteilt werden. Bei organi- 
sierter Aufgabenverteilung und der gebotenen Frei- 
zügigkeit würden mit den vorhandenen Mitteln die 
erstrebten Ziele zu erreichen sein; die Parlamenta- 
rier müßten hier tätig werden. Wenn im Rahmen 
der OECD regelmäßige Wirtschaftsminister-Konfe- 
renzen abgehalten werden sollen, so sei es logisch, 
daß sich auch die Beratende Versammlung mit deren 
Tätigkeit und Ergebnissen beschäftige. Dazu müßten 
dann allerdings auch die entsprechenden sachlichen 
und personellen Voraussetzungen geboten werden. 
In der Frage der Zusammenarbeit der europäischen 
Universitäten und der immer noch in der Planung 
steckenden Europäischen Universität habe der Euro- 
parat noch auf Jahre hinaus wichtige Arbeit zu 
leisten. 

Bei der Neukonstituierung der Ausschüsse wurden 
die Abgeordneten Paul (SPD) und Bauer (Würzburg 
[SPD]) als Vorsitzende des Ausschusses für Flücht- 
lings- und Bevölkerungsfragen bzw. des Geschäfts- 
ordnungsausschusses bestätigt; Abg. Dr. Freiherr 
von Vittinghoff-Schell (CDU/CSU) wurde zum Vor- 
sitzenden des Landwirtschaftsausschusses gewählt. 

Vor Beginn der Frühjahrstagung waren etwa 60 
Abgeordnete aus 12 Europaratsländern drei Tage 
lang als Gäste der deutschen Delegation in Berlin 
und gewannen in Gesprächen mit Berliner Politikern 
und bei Stadtrundfahrten einen unmittelbaren Ein- 
druck von der politischen, wirtschaftlichen und 
städtebaulichen Lage Berlins. Ihre Erfahrungen fan- 
den einen Niederschlag in den Reden, die während 
der politischen Debatte der Beratenden Versamm- 
lung gehalten wurden. 


Dr. Serres 

Sprecher der deutschen Delegation bei der 
Beratenden Versammlung des Europarates 
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Stellvertretender Sprecher 
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